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22.6.2011

Staatskanzlei

Publikation der kantonalen Volksinitiative «für eine bessere Integration von Migrantinnen
und Migranten (Integrationsinitiative)ª

Die Staatskanzlei hat am 16. Juni 2011 durch Verfügung festgestellt, dass die Unterschriftenliste
und der Titel der nachstehenden Initiative den Formvorschriften des Gesetzes betreffend Initiative
und Referendum entsprechen.

Kantonale Volksinitiative «für eine bessere Integration von Migrantinnen und Migranten
(Integrationsinitiative)ª
Die unterzeichneten, im Kanton Basel-Stadt stimmberechtigten Personen stellen, gestützt auf � 47
der Verfassung des Kantons Basel-Stadt vom 23. März 2005 und das Gesetz betreffend Initiative
und Referendum vom 16. Januar 1991, das folgende formulierte Initiativbegehren:
� 5 des Gesetzes über die Integration der Migrationsbevölkerung (Integrationsgesetz) vom 18. April
2007 ist wie folgt zu ändern: 

Integrationsvereinbarung 
1.   Der Kanton schliesst bei der Erteilung und Verlängerung von Kurzaufenthalten und
Aufenthaltsbewilligungen mit den Migrantinnen und Migranten eine Integrationsvereinbarung, in
welcher sich diese verpflichten, einen oder mehre Sprach- und Integrationskurs/e zu besuchen. In
der Integrationsvereinbarung sind die Kurzziele, die Frist zu deren Erreichung sowie die
Konsequenzen einer allfälligen Nichteinhaltung festzulegen. Der Kanton stellt ein bedarfsgerechtes
Angebot an Sprach- und Integrationskursen sicher. 
2.  Vom Abschluss einer Integrationsvereinbarung kann bei der Erteilung oder Verlängerung von
Kurzaufenthaltsbewilligungen und Aufenthaltsbewilligungen abgesehen werden, wenn die
vorhandenen Sprachkenntnisse, die Ausbildung und berufliche Stellung sowie die wirtschaftlichen
Verhältnisse der Migrantin/des Migranten eine rasche und problemlose Integration als
höchstwahrscheinlich erscheinen lassen. Zudem kann vom Abschluss einer
Integrationsvereinbarung bei der Erteilung von Kurzaufenthaltsbewilligungen und
Aufenthaltsbewilligungen abgesehen werden, die 
  a)  im Hinblick auf eine von vorneherein befristete Forschungs- oder Erwerbstätigkeit; 
  b) zum Zwecke eines befristeten Studienaufenthaltes oder; 
  c) zum Zwecke eines Lehr- oder Forschungsaufenthaltes an der Universität oder einer kantonalen
Fachhochschule erteilt werden. 
3.  Ziel der Integrationsvereinbarung ist insbesondere
  a) die Förderung des Erwerbs der am Wohnort gesprochenen Landessprache; 
  b) die Integration in die gesellschaftlichen Verhältnisse und Lebensbedingungen in der Schweiz; 
  c) die Erlangung von Kenntnissen über das schweizerische Rechtssystem; 
  d) die Befolgung der grundlegenden Normen und Regeln, die eine unerlässliche Voraussetzung für
ein geordnetes Zusammenleben sind. 
4.  Die Erteilung und die Verlängerung einer Aufenthaltsbewilligung ist, vorbehaltlich höher
stehenden Rechts, mit der Bedingung zu verbinden, dass die in der Integrationsvereinbarung
festgelegten Sprach- und Integrationskurse fristgerecht und mit nachgewiesenem Erfolg absolviert
werden. Dies gilt auch für Bewilligungsverfahren im Rahmen des Familiennachzuges. 
5.  Die Niederlassungsbewilligung kann bei erfolgreicher Integration, namentlich wenn die betroffene
Person über gute Deutschkenntnisse verfügt, nach ununterbrochenem Aufenthalt mit
Aufenthaltsbewilligung während der letzten fünf Jahre erteilt werden. Voraussetzung ist
ausserdem, dass die betroffene Person allfällige Integrationsvereinbarungen erfüllt hat.

Kontaktadresse:
SVP Basel-Stadt
4000 Basel

Ablauf der Sammelfrist gemäss � 47 der Kantonsverfassung: 22. De]ember 2012 

Basel, 16. Juni 2011

Die Staatsschreiberin:
Barbara Schüpbach-Guggenbühl
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